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Die Abgeordneten zum Nationalrat Anschober, Freunde und 
Freundinnen haben am 17.6.1993 an mich eine schriftliche 
Anfrage mit der Nr. 4990/J betreffend geplante Sondermüll­
verbrennungsanlage Ranshofen gerichtet, die folgenden Wort­
laut hat~ 

Laut aktuellen Tageszeitungsberichten liegen erste 
Zwischenergebnisse jener Vermeidungsstudie vor, mit der das 
"Ökologie-Institut" beauftragt wurde und die das Vermeidungs­
potential im Bereich des anfallenden heimischen Sondermülls 
untersuchen sollo Laut diesen Berichten kommt diese Studie zu 
einem überaus hohen Vermeidungspotential von rund 20 Prozent, 
das sind rund 125.000 Jahrestonnen. In diversen Medien wird 
in diesem Zusammenhang das Umweltministerium zitiert, daß man 
bei dieser Dimension des Vermeidungspotentials die Planungen 
des Ministeriums von zwei auf nur eine Verbrennungsanlage für 
Sondermüll in Österreich zusätzlich zur EBS reduzieren könne. 

1. Liegt dem Ministerium bereits ein Zwischenergebnis oder 
eine Vorinformation des Ergebnisses der oben angeführten 
Studie vor? 
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2. Wenn ja, wie groß ist laut diesem Ergebnis das mögliche 
Vermeidungs potential für Sondermüll in österreich? 

3. Ist es richtig, daß bei einem Vermeidungspotential von 20 
Prozent, wie es nun kolportiert wird, auf die Errichtung 
einer der beiden geplanten neuen Verbrennungsanlagen für 
Sondermüll in Österreich verzichtet werden könnte? 

40 Wenn ja, nach welchen Kriterien wird entschieden, ob auf 

welche der beiden geplanten Anlagen in Oberösterreich bzw. 
in der Steiermark verzichtet werden soll? Wann wird diese 

Entscheidung fallen? 

50 Wann wird die Umweltministerin die oben angeführte Studie 

und die Schlußfolgerungen daraus (vermeidungsrichtlinien, 
Verzicht auf eine verbrennungsanlage etc.) der Öffentlich­
keit präsentieren? 

6. In der EG ist im Müllbereich das "Proximitätsprinzip" 
geplant. Im Regelfall soll damit die Beseitigung in der 
Nähe der Entstehung des Mülls erreicht werden - auch um 
gefährliche Sondermüll transporte quer durch Europa zu 
unterbinden. Für Sondermüll würde dieses Prinzip bedeuten, 
daß die Beseitigung in einem anderen EG-Land problemlos 
möglich ist, wenn eine geeignete Anlage nahe einer Binnen­

grenze liegt und es keine Einwände des Empfängerlandes 
gibt. 

Wie beurteilt die Ministerin diese Entwicklung auch in 
Hinblick auf die geplante grenznahe Verbrennungsanlage 
Ranshofen, die damit für Giftmüll aus dem südbayrischen 
Raum besonders interessant werden würde? 

4944/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 5

www.parlament.gv.at



- 3 -

Welche Maßnahmen könnten etwa im Fall eines EG-Beitritts 
Giftmüll-Lieferungen in eine allfällige Verbrennungsanlage 
Ranshofen verbindlich unterbinden? 
Welche langfristigen Garantien auf Verweigerung derartiger 
Importe durch Österreich könnten gültig sein, nachdem etwa 
bei der Altölverbrennungsanlage Gmunden die Erfahrung ge­
macht werden mußte, daß zwar vor Betriebsbeginn garantiert 
wurde, daß es zu keinen Importen kommt, mittlerweile aber 
bereits von Bund und Land die Importgenehmigung für 5000 t 
aus Deutschland gegeben wurde? 
Welche konkreten, langfristigen haltbaren Garantien, die 
auch einen allfälligen EG-Beitritt überleben würden, kann 
das Umweltministerium der betroffenen Region geben, um 
Giftmüllimporte nach Ranshofen endgültig und langfristig 
ausschalten zu können? 

ad 1 - 5 

Das Ökologie-Institut wurde von meinem Ressort nicht mit der 
Erstellung einer Vermeidungsstudie betraut. Die von Ihnen 
erwähnten Tageszeitungsmeldungen geben einen falsch zitierten 
Bericht aus der Fragestunde wieder. 

Meinem Ressort ist jedoch eine Studie der Gesellschaft für 
umweltfreundliche Abfallbehandlung (GUA) - beauftragt von der 
A.S.A. - bekannt. In dieser Studie wurde ein überaus hohes 
Vermeidungspotential an gefährlichen Abfällen von 20 % 
errechnet. 

Derzeit wird die gegenständliche Studie in meinem Auftrag vom 
Umweltbundesamt hinsichtlich ihrer Verifizierbarkeit über­
prüft. 

4944/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 3 von 5

www.parlament.gv.at



- 4 -

Auch wenn das Detailergebnis dieser Überprüfung zur Zeit noch 
nicht vorliegt, kann bereits jetzt festgestellt werden, daß 
die in der Studie getroffenen Aussagen nicht nachvollziehbar 

sind und die im Bundes-Abfallwirtschaftsplan getroffene 

Aussage bezüglich der notwendigen Errichtung zweier 
zusätzlicher thermischer Behandlungsanlagen für gefährliche 

Abfälle weiterhin Gültigkeit haben wird. 

Da - wie bereits erwähnt - die Studie der GUA nicht von mei­
nem Ministerium beauftragt wurde, liegt eine allfällige Ver­
öffentlichung nicht in meinem Ermessensbereich. 

ad 6 

Bis zum EG-Beitritt Österreichs kann der Bundesminister für 
Umwelt, Jugend und Familie den Import von Abfällen gemäß § 34 
Abs. 2 Abfallwirtschaftsgesetz verweigern, wenn für diese Ab­
fälle in Österreich keine ausreichenden Behandlungsmöglich­

keiten bestehen. 

Der zukünftige Betreiber der geplanten thermischen Behand­

lungsanlage für gefährliche Abfälle hat erklärt, daß nur 
österreichische Abfälle zur Behandlung übernommen werden. 

Nach dem EG-Beitritt österreichs wird die Verordnung (EWG) 
des Rates Nr. 259/93 zur Überwachung und Kontrolle der Ver­
bringung von Abfällen in der, in die und aus der Europäischen 

Gemeinschaft in Österreich Geltung erlangen. 

In dieser EG-Verordnung ist nicht nur die Anwendung des 
Proximitätsprinzips, sondern auch der Vorrang für die 
Verwertung und der Grundsatz der Entsorgungsautarkie auf 

gemeinschaftlicher aber auch einzelstaatlicher Ebene 

vorgesehen. Aus diesen Gründen (z.B. Entsorgungsautarkie) 

können die Mitgliedstaaten die Verbringung von Abfällen 
zur Entsorgung verbieten. 
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Gemäß ArtiJ<el 3 Abs. 6 dieser Verordnung hat bei einer Ver­
bringung von Abfällen zwischen Hitgliedsstaaten die notifi­

zi.erende Person (Erzeuger, Sammler oder sonstige Abfallbe­
sitzer) mit dem Empfänger der Abfälle einen Vertrag über die 
Beseitigung zu schließen. Wenn der allflillige zukUnftige 
Detrciber der geplanten thermischen Behandlungsl1l11age fUr 
gefährliche Abfälle in Ranshofen keinen derartigen Vertrag 
schließt, kann kein Import von Abfällen nach Österreich 
stattfinden. 

Gemäß Art. 5 der zitierten Verordnung darf die Verbringung 
ers·t erfolgen, 'V;enn die zuständige Behörde am Bestimmungsort 
die Genehmigung erteilt hat. 

BezUglich der Importe von Altölen und Lösemitteln zum Zwecke 
der Brennstoffsubstitution in Produktionsanlagen (z.B. in der 
Zementindustrie) darf ich anmerken, daß derartige Importge­
nehmigungen jeweils nur nach einem Verfahren gemäß § 34 bzw. 

§ 34a A~'lG erteilt werden, soferne sichergestellt ist, daß es 

sich um eine zulässige Verwertung in einer genehmigten .Anlage 
ausreichender I-:apazittit handelt und die langfri~tige Entsor­

gungssicherheit bei der DehandlunC) derartiger Abfälle im In­
land sichergestellt ist. 

Da e~ Hieb. bei den gegenständlichen Lösemittaln um l:alorisch 
hoclwlCrtigC! Brennstoffe handelte die aus technologischen und 
rechtlichen GrUnden nur geringe Kontaminationen enthalten , 
dürfen, liegt da5 Inlandsaufkomrr.en im H.egelfall unter elen 
l:.JpazitUt:c~n der Produktionsanlageng die derartige nrennstoffe 
einsetzen können und dürfcuo 
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